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Öffentliche Bekanntmachung 

 
gemäß dem Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBI. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (BGBI. 
2023 I Nr. 394) geändert worden ist (BauGB) 
 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Errichtung eines Wohn- und 
Geschäftshauses für das Modehaus Bruno Kleine“, Stadtteil Gronau 

 
Bekanntmachung der erneuten Veröffentlichung eines geänderten Planentwurfs im Internet 
(Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 4a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB) und der 
Dauer der verkürzten Veröffentlichungsfrist sowie der Angaben zu den vorliegenden Arten 
umweltbezogener Informationen 
 
 
Geltungsbereich 
 
Der Rat der Stadt Gronau hat am 20.03.2024 auf Antrag des Vorhabenträgers den Beschluss zur 
Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Errichtung eines Wohn- und 
Geschäftshauses für das Modehaus Bruno Kleine“, Stadtteil Gronau, gefasst, um die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für den Neubau eines Bekleidungskaufhauses sowie 
ergänzend von Wohnungen und einem Post-/Paketshop zu schaffen. 
Das ca. 0,63 ha große Plangebiet befindet sich in der Innenstadt des Stadtteils Gronau, 
unmittelbar westlich der Fußgängerzone. Es umfasst in der Flur 39, Gemarkung Gronau, die 
Flurstücke 274, 523, 524 und 582. 
 
Der Umgriff des vorhabenbezogenen Bebauungsplans ist im Lageplan dargestellt. 
 

 
Umgriff des Bebauungsplans 
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Ziel der Planung ist die Schaffung von Planungsrecht für die Errichtung eines Wohn- und 
Geschäftshauses im zentralen Versorgungsbereich „Stadtzentrum Gronau“ mit einem 
großflächigen Textilkaufhaus im Erdgeschoss. 
 
 
Bekanntmachung der erneuten Veröffentlichung eines geänderten Planentwurfs im Internet 
(Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 4a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB) und der 
Dauer der verkürzten Veröffentlichungsfrist sowie der Angaben zu den vorliegenden Arten 
umweltbezogener Informationen 
 
Der Rat der Stadt Gronau hat in seiner Sitzung am 02.07.2025 beschlossen, der Öffentlichkeit 
gem. § 4a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB erneut Gelegenheit zur Stellungnahme in Bezug 
auf die Änderung des Planentwurfs und die möglichen Auswirkungen zu geben. 
Dabei können Stellungnahmen innerhalb einer auf drei Wochen verkürzten Veröffentlichungsfrist 
nur zu den geänderten und ergänzten Teilen des Bebauungsplans (s. Änderungsübersicht und 
rote textliche Hervorhebungen) abgegeben werden. 
 
Der geänderte Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Errichtung eines Wohn- und 
Geschäftshauses für das Modehaus Bruno Kleine“, Stadtteil Gronau, und die dazugehörige 
Begründung mit dem Umweltbericht sowie die wesentlichen, bereits vorliegenden 
umweltbezogenen Stellungnahmen können in der Zeit 
 

vom 21.07.2025 bis 11.08.2025 (einschließlich) 
 
über die Homepage der Stadt Gronau unter dem Pfad: 
www.gronau.de  Leben in Gronau  Stadtplanung und Stadtentwicklung  Bauleitplanung  
Bebauungspläne im Verfahren 
 
sowie über die Internetadresse www.uvp.nrw.de eingesehen und heruntergeladen werden. 
 
 
Hinweise: 
1. Während der Dauer der (verkürzten) Veröffentlichungsfrist können Stellungnahmen zu den 

geänderten Teilen des Planentwurfs abgeben werden. 
2. Die Stellungnahmen sollen der Stadt Gronau elektronisch übermittelt werden, bei Bedarf 

können sie auch auf anderem Wege abgegeben werden (Postadresse: Stadt Gronau, FD 
Stadtplanung, Grünstiege 64, 48599 Gronau). Für die elektronische Übermittlung kann die 
E-Mail Adresse beteiligung_461@gronau.de genutzt werden. 

3. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über die 
Bauleitpläne unberücksichtigt bleiben. 

4. Als andere, leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit erfolgt die öffentliche Auslegung der 
Planunterlagen bei der Stadtverwaltung Gronau in der Nebenstelle Planen, Bauen und 
Umwelt, Fachdienst Stadtplanung, Flur Erdgeschoss (zwischen den Räumen 010 und 008), 
Grünstiege 64, 48599 Gronau, während der Dienststunden 

 
 montags - donnerstags  8.00 - 16.00 Uhr 
 freitags  8.00 - 12.30 Uhr 
 
Parallel zur Öffentlichkeitsbeteiligung erfolgt die erneute Beteiligung der betroffenen Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB. 
 

http://www.gronau.de/
http://www.uvp.nrw.de/
mailto:beteiligung_461@gronau.de
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Folgende Arten umweltbezogener Informationen sind verfügbar: 
 

Arten der vorhandenen 
Informationen 

Urheber Thematischer Bezug 

Umweltbericht Begründung und Umweltbericht 
mit dem Protokoll der artenschutz-
rechtlichen Gebäudebegehung 
zum vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan „Errichtung eines 
Wohn- und Geschäftshauses für 
das Modehaus Bruno Kleine“, 
Stadtteil Gronau, WoltersPartner, 
Coesfeld, März 2025 

 Tiere, Pflanzen, 
biologische Vielfalt,  

 Boden, Wasser, Klima, Luft 

 Fläche 

 Wasser 

 Landschaft 

 Menschen, menschliche 
Gesundheit 

 Kulturgüter und sonstige 
Sachgüter 

 Fledermäuse 

Fachgutachten Immissionsschutz-Gutachten/ 
Schallimmissionsprognose für den 
geplanten Neubau eines Textil-
marktes mit aufstehender 
Wohnbebauung in Gronau, 
Normec uppenkamp GmbH,  
März 2025 

 Verkehrslärm 

 Gewerbelärm 

 Auswirkungen auf die 
menschliche Gesundheit 

Stellungnahmen von 
Behörden und sonstigen 
Trägern öffentlicher 
Belange 

Kreis Borken v. 
26.02.2025/22.05.2025 
 
 
LWL – Archäologie für Westfalen 
v. 14.02.2025/29.04.2025 
 
 
Bezirksregierung Münster, 
Dezernat 54 v. 18.02.2025/ 
19.05.2025 
 
 
Wasser- und Bodenverband 
Unteres Dinkelgebiet v. 
04.02.2025 
 
 
Abwasserwerk der Stadt Gronau 
v. 17.02.2025/04.05.2025 
 

 Artenschutz, Fledermäuse, 
Vögel 
 
 
 

 Bodendenkmäler 

 
 
 

 Hochwasserrisiko-
management 
 
 
 

 Oberflächengewässer, 
Entwässerung 

 
 

 

 Oberflächenentwässerung 

 

 
 
Gronau (Westf.), 04.07.2025 
Der Bürgermeister 
 
gez. 
Rainer Doetkotte 
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Öffentliche Bekanntmachung der Stadt Gronau (Westf.) 

 
Hinweise für wahlberechtigte ausländische Unionsbürgerinnen und –bürger, die nach den 

melderechtlichen Vorschriften von der Meldepflicht befreit sind, zur Eintragung in das 
Wählerverzeichnis für die Kommunalwahlen am 14.09.2025 

(Unterrichtung gem. § 12 Abs. 7 KWahlO) 
 

Am 14.09.2025 finden im Kreis Borken die Wahlen zum Landrat, zur Vertretung des Kreises Borken 
(Kreistag) sowie in der Stadt Gronau die Wahl zur Vertretung der Stadt Gronau (Stadtrat), die 
Bürgermeisterwahl und die Wahl des Integrationsrates statt. 
 
An diesen Wahlen können auch Staatsangehörige der übrigen Mitgliedsstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft (wahlberechtigte ausländische Unionsbürger) teilnehmen, dies allerdings nur, wenn sie 
in einem Wählerverzeichnis eingetragen sind. Ausländische Unionsbürger, die bei ihrer Meldebehörde 
am 42. Tag vor der Wahl (03.08.2025) für eine Wohnung, bei mehreren Wohnungen für die 
Hauptwohnung, gemeldet sind, werden bei Vorliegen der wahlrechtlichen Voraussetzungen von Amts 
wegen in das Wählerverzeichnis eingetragen. Sie erhalten von ihrer Wohnortgemeinde eine 
Wahlbenachrichtigung und können ohne Erfüllung weiterer Formalitäten an der Wahl teilnehmen. 
 
Ausländische Unionsbürger, die nach den melderechtlichen Vorschriften von der Meldepflicht befreit 
und nicht bei der Meldebehörde gemeldet sind, werden nur auf Antrag in das Wählerverzeichnis 
eingetragen. Dafür ist Voraussetzung, dass sie gem. §§ 7 und 8 des Kommunalwahlgesetzes am 
Wahltag 
 
 1. das 16. Lebensjahr vollendet haben, 
 2. mindestens seit dem 16. Tag vor der Wahl, also seit dem 29.08.2025, in der Gemeinde, bei 

Kreiswahlen im Kreis, ihre Wohnung, bei mehreren Wohnungen ihre Hauptwohnung, 
innehaben, 

 3. in der Bundesrepublik Deutschland nicht vom Wahlrecht ausgeschlossen sind. 
 
Der persönlich und handschriftlich zu unterzeichnende Antrag ist unter Angabe von Familienname, 
Vornamen, Geburtsdatum, Geburtsort und Anschrift sowie Staatsangehörigkeit schriftlich oder zur 
Niederschrift bei der entsprechenden Wohnortgemeinde zu stellen. Im Rahmen des Antrages ist eine 
Versicherung an Eides Statt abzugeben, dass der Antragsteller in der Gemeinde, bei Kreiswahlen im 
Kreis, mindestens seit dem 29.08.2025 ununterbrochen seine Hauptwohnung innehat. Ferner muss der 
Antrag Angaben über den gültigen Identitätsausweis und eine Versicherung an Eides statt über die 
Staatsangehörigkeit enthalten. Die Gemeinde kann die Vorlage eines gültigen Identitätsausweises und 
einen Nachweis über die Wohnung und den Zeitpunkt des Innehabens der Wohnung verlangen. Ein 
Wahlberechtigter mit Behinderung kann sich in analoger Anwendung des § 41 Kommunalwahlordnung 
NRW der Hilfe einer anderen Person bedienen. Diese Hilfsperson hat an Eides Statt zu versichern, 
dass sie den Antrag entsprechend den Angaben des Wahlberechtigten ausgefüllt hat, und dass die 
darin gemachten Angaben nach ihrer Kenntnis der Wahrheit entsprechen.  
 
Der Antrag muss spätestens am 29.08.2025 bei der Stadt Gronau eingehen. Einem später 
eingehenden Antrag kann nicht mehr entsprochen werden. Antragsvordrucke sind bei der Stadt Gronau 
im Fachdienst Bürger- und Ratsservice, Fabrikstraße 3, 3.OG, 48599 Gronau erhältlich. 
 
Stadt Gronau (Westf.), 07.07.2025 
In Vertretung  
 
 
Christiane Schrader 
Erste Beigeordnete 
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Öffentliche Bekanntmachung 

1. Änderungssatzung vom 07.07.2025  
zur Wahlordnung für die Wahl der direkt in den Integrationsrat  

der Stadt Gronau (Westf.) zu wählenden Mitglieder vom 14.02.2025 
 

Aufgrund von § 7 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f und § 27 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(GV.NRW. 666/SGV. NRW. 2023), in der zur Zeit geltenden Fassung, hat der Rat der 
Stadt Gronau (Westf.) in seiner Sitzung am 02.07.2025 folgende 1. Änderungssatzung zur 
Wahlordnung für die Wahl der direkt in den Integrationsrat der Stadt Gronau (Westf.) zu 
wählenden Mitglieder beschlossen: 
 
 
Artikel I  
Die Wahlordnung für die Wahl der direkt in den Integrationsrat der Stadt Gronau (Westf.) 
zu wählenden Mitglieder vom 14.02.2025 wird wie folgt geändert:  
 

 

I.1 § 10 erhält folgende Fassung: 

 

§ 10 Wahlvorschläge 
 
1. Die Wahlleiterin/ Der Wahlleiter fordert nach Bekanntmachung des Wahltages zur 

Einreichung von Wahlvorschlägen durch öffentliche Bekanntmachung auf. 
2. Wahlvorschläge können von Gruppen von Wahlberechtigten oder Bürgerinnen/ 

Bürgern (Listenwahlvorschlag) oder einzelnen Wahlberechtigten sowie Bürgerinnen/ 
Bürgern (Einzelbewerber) eingereicht werden. Jeder Wahlvorschlagsberechtigte kann 
nur einen Wahlvorschlag einreichen. 

3. Als Wahlbewerberin/Wahlbewerber kann jede wählbare Person der Stadt Gronau 
benannt werden, sofern sie ihre Zustimmung schriftlich erteilt hat; die Zustimmung ist 
unwiderruflich. 

4. Für die Wahlvorschläge nach Listen und die Einzelbewerber können Stellvertreter 
benannt werden. 

5. Bei Listenwahlvorschlägen bestimmt sich die Reihenfolge der Stellvertretung in 
entsprechender Anwendung des § 45 Abs. 2 KWahlG in der jeweils geltenden 
Fassung, so dass an die Stelle des verhinderten gewählten Bewerbers der für ihn auf 
der Liste aufgestellte Ersatzbewerber tritt, falls ein solcher nicht benannt ist bzw. 
dieser auch verhindert ist, der Listennächste tritt. In Wahlvorschlägen von 
Einzelbewerbern kann eine Stellvertreterin/ein Stellvertreter benannt werden, welcher 
die Bewerberin/den Bewerber im Falle seiner Wahl vertreten und im Falle seines 
Ausscheidens ersetzen kann. 

6. Jeder Listenwahlvorschlag muss von der Leitung der den Wahlvorschlag 
einreichenden Gruppe unterzeichnet sein und den Nachweis enthalten, dass sie einen 
nach demokratischen Grundsätzen gewählten Vorstand besitzt und die Benennung 
und Aufstellung der Bewerberinnen/Bewerber nach demokratischen Grundsätzen 
erfolgt sind. 

7. Der Wahlvorschlag muss Vor- und Familiennamen, die Staatsangehörigkeit, das 
Geburtsdatum, den Geburtsort, den Beruf und die Anschrift der Hauptwohnung, 
E-Mail-Adresse und Telefonnummer der Wahlbewerberin/des Wahlbewerbers 
enthalten. Sofern Stellvertreter benannt werden, so sind diese ebenfalls mit den 
Angaben nach Satz 1 aufzuführen. 



Amtsblatt für die Stadt Gronau (Westf.)           Jahrgang 12, Nr. 18/2025, vom 11.07.2025                S. 8 

8. Jeder Wahlvorschlag muss als “Listenwahlvorschlag" oder als “Einzel-
bewerberin/Einzelbewerber" gekennzeichnet und mit einer Bezeichnung des 
Wahlvorschlages versehen sein. Fehlt diese, tritt ersatzweise der Name der ersten 
Bewerberin/des ersten Bewerbers an die Stelle der Wahlvorschlagsbezeichnung.  

9. In jedem Wahlvorschlag sollen eine Vertrauensperson und eine stellvertretende 
Vertrauensperson bezeichnet sein. 

10. Für die Wahlvorschläge sind die Formblätter zu verwenden, die die Wahlleiterin/der 
Wahlleiter bereithält.  

11. Wahlvorschläge können bis zum 69. Tag vor der Wahl, 18.00 Uhr, bei der 
Wahlleiterin/dem Wahlleiter eingereicht werden. Die Wahlleiterin/Der Wahlleiter prüft 
die Wahlvorschläge und legt sie dem Wahlausschuss zur Entscheidung vor. 

12. Der Wahlausschuss entscheidet spätestens am 58. Tag vor der Wahl über die 
Zulassung der Wahlvorschläge. Für die Zurückweisung von Wahlvorschlägen gilt § 18 
Absatz 3 Satz 2 des Kommunalwahlgesetzes in der jeweils geltenden Fassung 
entsprechend. 

13. Die zugelassenen Wahlvorschläge werden von der Wahlleiterin/vom Wahlleiter mit 
den in Abs. 7 genannten Merkmalen bekanntgemacht. Statt des Geburtsdatums ist 
jedoch jeweils nur das Geburtsjahr und statt der vollständigen Anschrift sind der 
Wohnort mit Postleitzahl und die E-Mail-Adresse der Bewerber anzugeben. Weist eine 
Bewerberin/ein Bewerber bis zum Ablauf der Einreichungsfrist gegenüber der 
Wahlleiterin/dem Wahlleiter nach, dass für ihn im Melderegister eine Auskunftssperre 
nach den melderechtlichen Vorschriften eingetragen ist, ist anstelle von Wohnort und 
E-Mail-Adresse eine Erreichbarkeitsanschrift zu verwenden, die sich ebenfalls aus der 
Angabe einer Gemeinde mit Postleitzahl und einer E-Mail-Adresse zusammensetzt. 
Die Telefonnummer wird nicht bekanntgemacht. 

 
 
I.2 § 15 erhält folgende Fassung: 

 

§ 15 Feststellung des Wahlergebnisses und der Sitzverteilung 
 
1. Der Wahlausschuss stellt - nach vorangegangener Vorprüfung der Wahlnieder-

schriften auf Vollständigkeit und Ordnungsmäßigkeit durch die Wahlleiterin/den 
Wahlleiter - unverzüglich nach der Wahl das Wahlergebnis und die Sitzverteilung nach 
dem Divisorverfahren mit Standardrundung Sainte Laguë/Schepers fest. Er ist dabei 
an die Entscheidung der Wahlvorstände gebunden, jedoch berechtigt, Rechenfehler 
zu berichtigen. Bei gleichen zu berücksichtigenden Zahlenbruchteilen bis zu vier 
Stellen nach dem Komma entscheidet das von der Wahlleiterin/ vom Wahlleiter zu 
ziehende Los. 

2. Entfallen bei der Sitzverteilung auf einen Vorschlag mehr Sitze, als Bewerber benannt 
sind, bleiben diese Sitze unbesetzt. 

3. Die Wahlleiterin/ Der Wahlleiter gibt die Namen der gewählten Bewerber/innen 
öffentlich bekannt und benachrichtigt die gewählten Bewerber/innen durch Zustellung 
über die Feststellung der Wahl. Für den Mandatserwerb, den Mandatsverlust 
(einschließlich Verzicht) und die Ersatzbestimmung gelten die Regelungen des 
Kommunalwahlgesetzes NRW in der jeweiligen Fassung entsprechend. 

 
 
Artikel II  
Diese Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
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Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Änderungssatzung zur Wahlordnung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen darauf 
hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Änderungssatzung 
zur Wahlordnung nach Ablauf von sechs Monaten seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
 
b) diese Änderungssatzung zur Wahlordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Wahlordnungsbeschluss vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Gronau vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 

Stadt Gronau (Westf.), 07.07.2025 
 
 
Der Bürgermeister 

gez. Doetkotte 
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Öffentliche Bekanntmachung 

 
gemäß dem Baugesetzbuch (BauGB), in der Fassung vom 3. November 2017 (BGBl. I 

S. 3634), zuletzt geändert durch Gesetz vom 08.08.2020 (BGBI. I Seite 1728) 

 
Bebauungsplan Nr. 44 „Grüner Weg“, 2. Änderung, Stadtteil Gronau 

(Bebauungsplan der Innenentwicklung gem. § 13a BauGB) 
 

Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gemäß § 10 BauGB 
 

 

Der Rat der Stadt Gronau hat in seiner Sitzung am 28.04.2021 den Bebauungsplan Nr. 44 „Grüner 

Weg“, 2. Änderung, Stadtteil Gronau, einschließlich der dazugehörigen Begründung gem. § 10 

BauGB als Satzung beschlossen. 

 

Das Plangebiet liegt in der Flur 47 der Gemarkung Gronau und umfasst das Flurstück 1711. 

 

 
(Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 44 „Grüner Weg“, 2. Änderung) 

 

Der Bebauungsplan Nr. 44 “Grüner Weg“, 2. Änderung, Stadtteil Gronau, kann mit der 

dazugehörigen Begründung ab sofort während der Dienststunden 

 

montags – donnerstags 8.00 Uhr – 16.00 Uhr 

freitags   8.00 Uhr – 12.30 Uhr 

 

bei der Stadtverwaltung Gronau, Nebenstelle Planen, Bauen und Umwelt, Fachdienst 

Stadtplanung, Grünstiege 64, 48599 Gronau und auf der Homepage www.gronau.de unter dem 

Pfad: Leben in Gronau  Stadtplanung und Stadtentwicklung  Bauleitplanung  rechtskräftige 

Bebauungspläne 

 

von jedermann eingesehen werden. 
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Über den Inhalt des Bebauungsplanes wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 

 

Hinweise: 

 

Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und 

Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 

BauGB wird hingewiesen. 

 

Unbeachtlich werden demnach 

 

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort 

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der 

Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und  

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 

 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Satzung schriftlich gegenüber der 

Stadt Gronau unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht 

worden sind. Dies gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 

 

Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie des Absatzes 4 BauGB 

hingewiesen. Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB 

eingetretene Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des 

Kalenderjahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs 

herbeigeführt wird. 

 

Außerdem wird gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen darauf 

hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung 

für das Land NW beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer 

Verkündigung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt,  

b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,  

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder  

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 44 „Grüner Weg“, 2. Änderung, Stadtteil 

Gronau, in Kraft. 

 

Gronau (Westf.), 07.07.2025 

Der Bürgermeister 

 

gez. 

Rainer Doetkotte 
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Benachrichtigung über öffentliche Zustellung 

 
Frau Rima Grossmann, geb. am 29.09.1975, zuletzt wohnhaft in 48599 Gronau, Drosselweg 10, ist ein 
Bußgeldbescheid vom 08.07.2025, Aktenzeichen 2024-633, zuzustellen. 
 
Der Aufenthalt der Betroffenen ist allgemein unbekannt. Deshalb wird der Bußgeldbescheid öffentlich 
zugestellt. 
 
Der Bescheid kann auf meiner Dienststelle in Gronau, Neustraße 31, Zentrale, von der Betroffenen in 
Empfang genommen werden. Er gilt als zugestellt, wenn seit dem Tag dieser Veröffentlichung zwei 
Wochen vergangen sind. 

 
Anschrift 
Stadt Gronau  
Der Bürgermeister 
Bauordnung 
Neustraße 31 
48599 Gronau 
 
 
Rechtsgrundlage: 
§ 10 Verwaltungszustellungsgesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeszustellungsgesetz – LZG 
NRW) vom 07. März 2006 (GV NRW S. 94) in der zurzeit geltenden Fassung. Durch diese öffentliche 
Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf Rechtsverluste drohen. Sofern 
der Bescheid eine Ladung zu einem Termin enthält, kann dessen Versäumung Rechtsnachteile zur 
Folge haben. 
 
48599 Gronau, 08.07.2025 
 
 
 
gez. Rainer Doetkotte 
Bürgermeister 
 
 

 
 


